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Antrag 

der Abgeordneten Rita Grießhaber, Irmingard Schewe-Gerigk und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Zügige Umsetzung des Rechtsanspruchs auf einen Kindergartenplatz 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Der Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz ab dem 1. Janu- 
ar 1996 wurde im Rahmen des Familien- und Schwangerenhilfe- 
gesetzes 1992 eingeführt. Der Deutsche Bundestag und die Län- 
der waren sich bei der Einführung über den anvisierten Termin ei- 
nig. Die Länder hatten drei Jahre Zeit, sich auf das Inkrafttreten 
des Rechtsanspruchs vorzubereiten. Frühere Prioritätensetzungen 
und Versäumnisse haben dazu geführt, daß dennoch viele Kom- 
munen in den einzelnen Ländern Schwierigkeiten haben, den An- 
spruch fristgerecht umzusetzen. Im Juli hat der Bundesrat ein Ge- 
setz eingebracht, das den Schwierigkeiten bei der Umsetzung des 
Rechtsanspruchs mit einer Stichtagsregelung begegnen soll. Nur 
Kinder, die bis zum 31. Juli eines Jahres das dritte Lebensjahr voll- 
endet haben, sollen zum 1. August desselben Jahres einen An- 
spruch auf einen Kindergartenplatz haben, die anderen müssen 
bis zum folgenden Jahr warten. Der vom Bundesrat angestrebte 
Weg über die Einführung einer unbefristeten Stichtagsregelung 
für alle Bundesländer ist angesichts der sehr unterschiedlichen Pro- 
blemlagen in den einzelnen Bundesländern kein angemessener 
Lösungsvorschlag. Die damit verbundene geplante Verlängerung 
des Erziehungsurlaubs, die eine bis zu vier Jahren dauernde Ab- 
wesenheit - hauptsächlich von Frauen - vom Arbeitsmarkt mit sich 
brächte, ist inakzeptabel. 

Der Bundestag fordert die Bundesregierung auf, sich dafür einzu- 
setzen, daß die gesetzlichen Grundlagen für eine zügige Umset- 
zung des Rechtsanspruchs auf einen Kindergartenplatz geschaf- 
fen werden. Insbesondere soll sich die Bundesregierung dafür 
einsetzen, daß nur für diejenigen Länder, die den Anspruch nicht 
fristgerecht einlösen können, eine bis Ende 1997 befristete Stich- 
tagsregelung eingeführt wird. Diese befristete Stichtagsregelung 
muß j edoch damit verbunden werden, daß die betreffenden Länder 
eine verbindliche Ausbauplanung für die fehlenden Plätze vor- 
legen. Bei Härtefällen ist vom Stichtag abzusehen. 

Bonn, den 2. November 1995 

Rita Grießhaber 
Irmingard Schewe-Gerigk 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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